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Ein Asylheim in Sachsen-Anhalt

Woanders kanns 
nur besser sein
In Deutschland werden viele Asylsuchende in verdreckten Wohnheimen  
untergebracht, weit ab von der Zivilisation. Seit einiger Zeit protestieren die 
BewohnerInnen eines der Heime – und haben nun einen kleinen Erfolg erzielt.

Von Sara Mously (Text) und Sascha Montag (Fotos)

Raus aus der Misere: In der Gemeinschaftsunterkunft für Asylsuchende zwei Kilometer hinter dem Dorf Möhlau in Sachsen-Anhalt versucht es die kleine Samira mit Fliegen.

Sein rechter grosser Zeh schaut aus einem Loch im Strumpf. Salomon 
Wantchoucou sitzt vor seinem alten Computermonitor und tippt, wie so 
oft. Auf Tisch und Fensterbank stapeln sich Bücher: die Bibel, der Koran, 
«Der Hausanwalt» und ein Schülerduden mit dem Titel «Politik und Ge-
sellschaft». Die Internetverbindung ist mal wieder schlecht. «Das liegt 
am Wind», sagt der 38-Jährige, «und an den hohen Bäumen überall.» 

Doch der Mann aus Benin hat Geduld. Schliesslich geht es nicht 
nur um seine Freiheit, sondern um die seiner rund 200 Mitbewohner
Innen. Denn so viele Asylsuchende leben in den vier Stockwerken des 
grauen Plattenbaus, in dem Wantchoucou an seinem Computer sitzt. Es 
ist eine «Gemeinschaftsunterkunft», zwei Kilometer hinter dem Dorf 
Möhlau im Bundesland Sachsen-Anhalt, mitten in der Einöde. Die üb-
rigen Gebäude auf dem Gelände stehen leer, ihre Türen sind mit Bret-
tern vernagelt, die Scheiben eingeschlagen. Ein hoher Zaun umgibt das 
Grundstück, drum herum nichts als Felder, Wald und Brachland. 

Im Hof hat jemand ein altes Wandrelief freigekratzt: Es zeigt Sow
jetsoldaten, ihr Blick stahlhart und grimmig. Vor der Wende war das 
Lager eine Kaserne der russischen Armee gewesen. Damals gab es hier 
Bars, Geschäfte, ein Kino. Heute pfeift der Wind durch die undichten 
Fenster. Ins Dorf ist es eine halbe Stunde zu Fuss, von da aus fährt nicht 
einmal alle Stunde ein Bus zur nächsten Stadt Gräfenhainichen.

Wantchoucou hat vor zehn Jahren in Deutschland Asyl beantragt. 
Seitdem hat er keine Arbeitserlaubnis, keine eigene Wohnung. Er konn-
te weder sein Studium beenden noch eine Familie gründen. Er ist bis 
heute nur geduldet, lebt in der ständigen Angst, doch noch abgeschoben 
zu werden. In Benin, sagt der Politikaktivist, fürchte er um sein Leben. 
Viermal hat er bisher Asyl oder eine Aufenthaltsgenehmigung beantragt. 
Mal dauerte es ein Jahr, manchmal zwei Jahre, bis eine Antwort kam – 
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und immer lehnten die Behörden ab. Er könne ja auch ein Wirtschafts-
flüchtling sein, unterstellte man ihm, oder aus einem anderen Land stam-
men. Einen Pass konnte er nicht vorlegen: Er sei mit den Papieren eines 
Freundes geflohen, sagt er, weil er befürchtet habe, dass ihn die Beniner 
Grenzbeamten festnehmen würden. Wieder und wieder schickten ihn 
die deutschen Beamten zu Sprachtests. «Wenn Sie Englisch können, kön-
nen Sie ja kein Beniner sein, dort spricht man doch Französisch», hiess 
es. Schliesslich gelang es ihm, eine Kopie seiner Geburtsurkunde aus sei-
ner Heimatstadt zu beschaffen und sie der Ausländerbehörde vorzulegen. 
Das ist jetzt ein Jahr her. Eine Antwort hat er noch nicht erhalten.

Wenn er einsam ist, schaltet Wantchoucou den Fernseher an und 
schaut französische Filme auf Arte. Hat er Heimweh, frittiert er Teigku-
geln mit Zucker, Salz und Sardinen in viel Öl. So hat seine Freundin sie 
immer gemacht, damals. In der Ecke, in der er seine Lebensmittel aufbe-
wahrt, stehen viele Pakete mit Mehl und viele Flaschen Sonnenblumenöl.

In der Möhlauer Unterkunft wohnen vor allem Menschen, die wie 
Wantchoucou darauf warten, dass die Ausländerbehörde über ihr Bleibe-
recht entscheidet. Bis dahin dürfen sie in keine eigene Wohnung ziehen. 
Viele bekommen kein Geld, sondern Gutscheine, mit denen sie nur in 
bestimmten Geschäften einkaufen dürfen. Niemand hat ein Bankkonto, 
nur wenige einen in Deutschland gültigen Führerschein.

Wenn morgens um vier die Hunde kläffen

Die syrische Kurdin Susan Ali war fünf Jahre alt, als ihre Mutter und ihr 
Vater mit ihr und dem drei Jahre jüngeren Bruder Mohammad durch ein 
Loch im Zaun an der türkischen Grenze krochen. Auf der anderen Seite 
wartete der Lastwagen. Mehr als eine Woche dauerte die Fahrt im dun-
klen Gepäckraum, bis die Schlepper sie aussetzten, auf einer Strasse ir-
gendwo in München. Heute ist Susan fünfzehn.

Susan und ihr Bruder seien «gut integriert», sagt eine ihrer Leh-
rerinnen der Ferropolis-Grundschule in Gräfenhainichen. Sie sagt das, 
weil die beiden fliessend Deutsch sprechen, gute Noten erzielen, und weil 
Susan schon einen Berufswunsch hat: Pharmazeutisch-technische Assi-
stentin, dafür hat sie sogar schon Praktika in zwei Apotheken gemacht. 
Doch von tatsächlicher Integration sind die beiden meilenweit entfernt. 
Susan darf keine deutschen FreundInnen besuchen, weil ihre Mutter 
nicht will, dass sie abends allein durch die Einöde nach Hause läuft. Sie 
muss den Schulbus nehmen,  der die Kinder den unbeleuchteten Weg 
entlang bis zur Gemeinschaftsunterkunft bringt. Die Nachmittage ver-
bringt sie im Lager, dorthin verirrt sich selten ein Deutscher. Auch eine 
Ausbildung wird sie nicht machen dürfen, sie hat keine Arbeitserlaubnis.

In Möhlau hat Susan noch zwei weitere Geschwister bekommen, 
den heute siebenjährigen Bruder Mustafa und die kleine Silvana, die 
erst wenige Monate alt ist. Genau wie Wantchoucou ist die sechsköpfige 
Familie nur geduldet. Regelmässig müssen die Eltern bei der Ausländer
behörde vorsprechen, um ihre Duldung verlängern zu lassen. «Jedes Mal 
habe ich Angst, dass die Polizei da steht, um uns mitzunehmen», sagt 
Shukrya Ali, Susans Mutter. Oft kämen die BeamtInnen auch ins Heim, 
um BewohnerInnen abzuholen, die abgeschoben werden. «Meist früh-
morgens um vier, vom Kläffen der Hunde wird das ganze Heim wach», er-
zählt die 36-Jährige. «Dann führen sie die Leute in Handschellen ab, wie 
Verbrecher.»

Die Isolation und die ständige Unsicherheit bleiben nicht ohne Fol-
gen. Ein Mann verlässt sein Zimmer nicht mehr. Zwei andere haben sich 

das Leben genommen. Die übrigen ertragen das Warten, irgendwie. Man-
che fünf, andere zehn oder fünfzehn Jahre lang. 

Susans elfjähriger Bruder Mohammad ist blass und dünn, dunkle 
Schatten liegen unter seinen Augen. An diesem Mittag isst er mal wie-
der nichts. «Ich hab’ keinen Hunger», sagte der Junge, grinst und läuft 
nach draussen. Dort trifft er sich meistens mit den «Kollegen», wie er 
seine Freunde aus dem Heim nennt. Sie stromern zwischen den Geister
häusern umher, auf der Suche nach einer intakten Glasscheibe, die sie 
noch einschmeissen können. Sie klettern in eines der Häuser, in dessen 
Tür ein grosses Loch klafft, und marschieren die Treppe hinauf in den 
ersten Stock. Dort haben sie sich ihren «Klub» eingerichtet: Ein Zimmer, 
dessen Fussboden mit Scherben bedeckt ist. An den Wänden kleben 
«Bravo»-Poster, in eine Ecke haben sie ein altes Sofa gestellt. Jemand hat 
ein Handy dabei, aus dem Hip-Hop-Musik plärrt. Ein kleines Mädchen, 
vielleicht drei Jahre alt, ist ihnen hinterher gestolpert. Sie bückt sich, hebt 
eine Scherbe auf, ein Tropfen Blut quillt aus ihrer Fingerkuppe. Tapfer 
läuft sie weiter, um die verwaisten Räume des Hauses zu erkunden. 
«Ach», sagt Mohammad, «irgendwie ist das doch alles langweilig.»

Susan hat sich darangemacht, das Geschirr vom Mittag zu spülen. 
Sie taucht den Schwamm ins Seifenwasser und reibt damit sehr sorgfäl-
tig Teller für Teller ab. «Was anderes gibts doch eh nicht zu tun», sagt 
sie. «Schule, Hausaufgaben, ein bisschen aufräumen, schlafen.» Manch-
mal denkt sie daran, wie es wäre, nach Berlin zu fahren. Sie hat gehört, 
dass es ganz oben im Fernsehturm ein Restaurant gibt, von dem aus man 
über die Stadt gucken kann. «Aber noch lieber würde ich gerne raus aus 
Deutschland. Alles, was ich hier gesehen habe, ist Scheisse.»

Es wird Abend. Aus dem Fernseher plärrt eine arabische Musiksen-
dung. Das Baby fängt an zu schreien. «Mann!», schreit Mohammad, und 
flieht ins Schlafzimmer der Eltern, um seine Hausaufgaben zu machen. 
Zweieinhalb Zimmer, kein Platz für Privatsphäre, seine Ruhe hat man 
hier eigentlich nie. Einmal waren Susans und Mohammads Verwandte 
zu Besuch. Sie leben in Köln, in einer richtigen Wohnung in einem nor-
malen Haus. «Was habt ihr denn verbrochen», fragte sie einer der Cou-
sins, «dass sie euch ins Gefängnis gesteckt haben?»

Ihre Mutter, Shukrya Ali, hat Tränen in den Augen, als sie sich da-
ran erinnert, wie sie mit ihrer Familie nach Möhlau kam. «Ich bin fürch-
terlich erschrocken. Ich dachte: Hier ist ja gar nichts.» – «Was solls», wirft 
ihr Mann ein, der auf seinem Sessel in einer Ecke sitzt und für gewöhn-
lich sehr wenig redet. «Wir haben ein Dach über dem Kopf, und niemand 
trachtet uns nach dem Leben.» Zu Hause haben sie den heute 42-Jährigen 
immer wieder verhaftet und gefoltert, weil er sich für die Rechte der Kur-
dInnen einsetzte. Haben ihm Stromstösse durch den Körper gejagt und 
ihn ausgepeitscht. Er schaut ins Leere. Nachts wird er oft wach, weil die 
Erinnerungen ihn einholen. Er sieht dann die Bilder von früher und kann 
nicht wieder einschlafen. Vor eineinhalb Jahren hat ihm das Sozialamt 
endlich die dringend benötigte Therapie in Halle bewilligt, eine Stunde 
mit der Bahn entfernt. «Wenn ich dort bin, ist es, als würde ich endlich 
wieder Luft bekommen», sagt er.

Ein Schuss und zwei Wochen auf dem Frachter

Als Salomon Wantchoucou vor drei Jahren aus einem anderen Heim nach 
Möhlau gebracht wurde, habe er sofort das Leid der BewohnerInnen ge-
sehen, sagt er, «ihre Blicke sprachen Bände». Wantchoucou kann einfach 
nicht akzeptieren, dass Menschen in Deutschland so hausen müssen: 
«Wenn die Leute nicht sowieso schon traumatisiert sind, dann werden sie 
es spätestens hier. Jemanden jahrelang in ein Lager zu sperren, ist un-
menschlich. Irgendwann geht hier jeder kaputt.»

Wantchoucou hat eine kräftige Stimme. Er gestikuliert ausschwei-
fend mit seinen grossen Händen, bewegt sich unruhig auf seinem Stuhl 
hin und her, während er spricht. Wenn ihm ein Wort auf Englisch nicht 
gleich einfällt, sagt er es auf Deutsch oder Französisch. Hauptsache, die 
Botschaft erreicht sein Gegenüber. Er streckt den Arm nach oben, wenn 
er von Politikern und Beamtinnen spricht. Und streckt die flache Hand in 
Richtung Boden, wenn die Rede von den Asylsuchenden ist.

Als Wantchoucou im September 2001 nach Deutschland kam, 
steckte in seiner linken Schulter noch die Kugel, die ihn beinahe getötet 
hatte. Seit seinem 18. Lebensjahr war Wantchoucou in seinem Heimat-
land Benin politisch aktiv und prangerte die Korruption des damaligen 
Diktators Mathieu Kérékou an. Er trat der Oppositionspartei Renaissance 
du Benin bei, veröffentlichte Artikel im Internet. «Für Prestigeprojekte 
gibt die Regierung ein Vermögen aus, aber auf dem Land verhungern die 
Menschen», schrieb Wantchoucou. «Sie haben kein Essen und kein Geld 
für Medizin.»

Der Schuss fiel im Frühjahr während einer Demonstration. Er weiss 
nicht, wer auf ihn gezielt hat, ist sich aber sicher, dass der Geheimdienst 
hinter dem Anschlag steckt. Sie würden wieder versuchen, ihn zu töten, 
davon ist er überzeugt. Kaum hatte er das nötige Geld zusammen, floh er. 
In Marokko versteckte er sich auf einem Frachter, harrte zwei Wochen 
lang neben dem Maschinenraum aus.

«Sie sind hier gar nicht vorgesehen»

In Deutschland kämpft Wantchoucou weiter – diesmal gegen die Unter-
bringung in Möhlau. Er steckt seine MitbewohnerInnen mit seinem Ge-
rechtigkeitssinn an, will ihnen zeigen, wie man sich wehrt. Einige Wo-
chen, nachdem er im Lager angekommen ist, klopft er an die Türen der 
NachbarInnen. «Wollt ihr das wirklich länger hinnehmen?», fragt er sie. 
«Wollt ihr nicht gegen diese Zustände protestieren?»

Im Herbst 2008 besucht er ein Treffen der «Karawane», einem 
Hilfsnetz, das sich für die Rechte von Flüchtlingen einsetzt. Niemand 
dort weiss, wie es in Möhlau aussieht. Er schafft es aber, dass erstmals 
unabhängige BeobachterInnen ins Heim kommen, um sich ein Bild zu 

Asylsuchende in Deutschland

Fast drei Fünftel abgelehnt
122 000 Menschen leben in Deutschland in Unsicherheit über ihren Ver-
bleib. Die meisten von ihnen – rund drei Viertel – leben als sogenannte 
«Geduldete» in ständiger Angst vor Abschiebung. Die übrigen warten 
noch auf den Ausgang ihres Asylverfahrens.

Seit 2007 steigt die Zahl der Asylsuchenden in Deutschland. Im 
vergangenen Jahr wurden 41 000 Erstanträge gestellt, das sind fast fünf-
zig Prozent mehr als im Jahr zuvor. Die meisten der Flüchtlinge kom-
men aus Afghanistan, dem Irak, Serbien, Iran, Mazedonien und Somalia.

Nach Artikel 16a des Grundgesetzes bekommen politisch Verfolgte 
in Deutschland Asyl. Einen Schutzstatus erhielten 2010 jedoch nur 21,6 
Prozent der AntragstellerInnen  – darunter vor allem Flüchtlinge aus 
dem Irak und aus dem Iran. 56,6 Prozent der Anträge wurden abgelehnt. 
Alle übrigen Anträge wurden zurückgezogen, noch nicht fertig bearbei-
tet oder zurückgewiesen, weil die deutschen Behörden sich nicht für den 
Fall zuständig sahen. Denn nicht alle Asylverfahren, die in Deutschland 
beantragt werden, werden dort auch bearbeitet. Aufgrund der Dublin-II-
Verordnung, die neben den EU-Staaten auch die Schweiz, Norwegen und 
Island unterzeichnet haben, werden Asylsuchende in der Regel in das 
europäische Land zurückgeschickt, das sie zuerst betreten haben.

Asylsuchende, die in Deutschland aufgenommen werden, weist das 
Bundesamt für Migration den einzelnen Bundesländern zu, die sie dann 
auf ihre Städte und Landkreise verteilen. Die Bundesregierung schreibt 
den sechzehn Bundesländern jedoch nicht genau vor, wie sie die Flücht-
linge unterbringen sollen, daher variieren die Landesaufnahmegesetze 
und ihre Auslegungen stark. Die Flüchtlingshilfsorganisation Pro Asyl 
kritisiert speziell die Aufnahmepraxis in Bayern, Baden-Württemberg, 
im Saarland und in den ostdeutschen Bundesländern, wo besonders 
viele Flüchtlinge in Massenlagern untergebracht werden. Als Positivbei-
spiel gilt Berlin: Es ist das einzige Bundesland, das Flüchtlingen erlaubt, 
nach drei Monaten in Wohnungen umzuziehen.  Sar a Mously Freuden des grauen Alltags: Halime, eine Kurdin aus     Syrien (in der Tür), schaut jeden Tag bei der Familie Ali vorbei.

«Irgendwie ist das alles langweilig»: Die meisten 
Gebäude auf dem Gelände stehen leer.

Der Kämpfer: Salomon Wantchoucou aus Benin will     nicht aufgeben, bis der Landkreis Wittenberg eine akzeptable 
Behausung für die Asylsuchenden gefunden hat.
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machen. Mit anderen BewohnerInnen gründet er die «Flüchtlingsiniti­
ative Möhlau», die Nachrichten und Protestbriefe im Internet veröffent­
licht. Doch ausser Wantchoucou und Susans Familie traut sich bis heute 
kaum jemand zuzugeben, dass man dazugehört. Zu gross ist die Angst, 
auf das Polizeirevier vorgeladen zu werden, zu oft machen Gerüchte die 
Runde, Anträge würden absichtlich verschleppt oder abgelehnt.

Im November 2009 organisiert Wantchoucou eine Demonstrati­
on. 200 Leute, Susan ist da, ihre Brüder und Eltern und viele andere Be­
wohnerInnen des Heims. Sie versammeln sich vor dem Landratsamt in 
Wittenberg. Endlich finden die Zustände im Lager ihren Weg in die Öf­
fentlichkeit. Nicht nur nach aussen ist die Demonstration ein Signal, son­
dern auch für die BewohnerInnen selbst. «Es war schön zu sehen, wie die 
Bewohner, die so lange unterdrückt waren, auf einmal für ihre Rechte 
einstanden», sagt Wantchoucou heute.

Die Asylsuchenden fordern, das Heim zu schliessen und sie in Wit­
tenberg unterzubringen. «Wir brauchen ein vernünftiges Umfeld für 
unsere Kinder», sagt eine Mutter, die ihren Namen nicht in der Zeitung 
lesen will, «hier ist es einsam und dunkel, und wir fürchten uns vor den 
Wildschweinen.» – «Wir fordern unsere Freiheit, damit wir uns integrie­
ren können», sagt Susan.

«Eigentlich ist es doch gar nicht vorgesehen, dass diese Menschen 
hier sind», sagt Anke Tiemann, zuständig für den Fachdienst Ordnung 
des Landkreises Wittenberg, «sie haben keinen geregelten Aufenthalts­
status. Weder haben sie ein Bleiberecht, noch dürfen sie in ihre Heimat 
zurückgebracht werden.» Bernd Mesovic vom Förderverein Pro Asyl hält 
das für bürokratische Vorwände. «Der Fehler liegt im System», sagt er. 
«In erster Linie zählt nicht, dass die Leute vernünftig untergebracht sind, 
sondern dass das Ganze sich finanziell lohnt.» Denn das Asylbewerber­
Innenheim gehört weder dem Bundesland Sachsen-Anhalt noch dem 
zuständigen Landkreis Wittenberg, sondern einer privaten Betreiber­
gesellschaft, der Zeitzer KVW Beherbergungsbetriebe GmbH, die noch 
zwei weitere Heime betreibt. 7,18 Euro erhält die Firma vom Landkreis 
pro BewohnerIn und Tag. Das ist im Bundesvergleich wenig. Es kann 
sich nur lohnen, wenn die Firma die Ausgaben gering hält, etwa indem 
sie statt zentral gelegener Wohnungen eine Baracke im Nirgendwo zur 
Verfügung stellt.

Wochenlang kein Schulbus

Asylbeherbergungsbetriebe sind verpflichtet, SozialarbeiterInnen zu 
bezahlen, die rund um die Uhr erreichbar sind, und selbstverständlich 
sollten sie für ein gefahrenfreies Umfeld sorgen. «Jeden Tag versuchen wir 
Mängel, so gut es geht, abzubauen», sagt Marcel Wiesemann, Geschäfts­
führer der KVW, «wie man das auch in einem ganz normalen Mietshaus 
tut.» Doch ein normales Haus sieht anders aus: In Möhlau macht sich 
Schimmel in Fluren und Badezimmern breit, Kakerlaken krabbeln über 
den Boden. Wiesemann hat dafür seine eigene Erklärung: «Den Bewoh­
nern scheint es schwerzufallen, es sich hier schön zu machen.»

Doch selbst wenn dort alles sauber und aufgeräumt aussähe, das 
Heim ist und bleibt eine Stätte der Isolation. Weder können die Bewohner­
Innen Integrationskurse besuchen, noch gibt es in der Nähe eine Bera­
tungsstelle für Opfer von Krieg und Verfolgung. Von einem Markt, einem 
Café oder einem Jugendzentrum ganz zu schweigen. Im Winter ist der 
Schulbus wochenlang ausgefallen, weil sich niemand darum gekümmert 
hat, die Strasse zu räumen, die zum Wohnheim führt.

Doch der Protest hat etwas bewegt im Landkreis: Das Heim wur­
de zum Politikum. Die Kreistags-Grünen solidarisierten sich mit den 
Asylsuchenden, und etliche Organisationen setzen Möhlau inzwischen 
regelmässig auf ihre Tagesordnung. Zweimal pro Woche soll nun eine 
Mitarbeiterin der Arbeiterwohlfahrt ins Lager kommen, um Deutsch 
zu unterrichten. Einigen Familien wurde in den vergangenen Monaten 
das Aufenthaltsrecht gewährt, sie durften in richtige Wohnungen ziehen.  
Einige bekommen keine Gutscheine mehr, sondern Bargeld, um für ihren 
täglichen Bedarf zu sorgen. Es kursieren sogar Gerüchte, dass die Gut­
scheine abgeschafft werden sollen.

Ein weiterer Lichtblick kündigte sich Ende vergangenen Jahres an: 
Der Landkreis beschloss, eine Alternative für das Lager zu suchen, und 
schrieb den Unterbringungsvertrag neu aus. Daraufhin bot der bisherige 
Betreiber eine neue Lösung an: Hundert BewohnerInnen, vor allem Fa­
milien, will er demnach in Wohnungen unterbringen, die übrigen hun­
dert in einer kleineren Gemeinschaftsunterkunft. Darüber, wo die Woh­
nungen liegen, ist öffentlich noch nichts bekannt. Bei der neuen Sammel­
unterkunft handelt es sich um einen Plattenbau in einem Gewerbegebiet 
am Rande Wittenbergs.

Für Sascha Blum von der Flüchtlingsinitiative No Lager Halle han­
delt es sich um eine Entscheidung zwischen Pest und Cholera: «Das neue 
Heim liegt zwar zentraler als das alte, dafür treiben sich dort abends und 
am Wochenende Neonazis herum.»

Wantchoucou dagegen wertet den Umzug als Schritt in die richtige 
Richtung, «schlimmer als in Möhlau kann es gar nicht werden». Er wird 
so lange keine Ruhe geben, bis der Landkreis eine akzeptable Behausung 
für die BewohnerInnen gefunden hat. Auch nicht, wenn er bis dann end­
lich seine Aufenthaltsgenehmigung bekommen sollte. «Ich mache das 
schliesslich nicht nur für mich, sondern für das Land, in dem ich lebe.»

Dieser Artikel wurde ermöglicht durch den Recherchierfonds  
des Fördervereins ProWOZ. Dieser Fonds unterstützt Recherchen und 
Reportagen, die die finanziellen Möglichkeiten der WOZ übersteigen.  
Er speist sich aus Spenden der WOZ-LeserInnen. 
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Manche warten fünf, andere zehn oder fünfzehn Jahre lang: Silvana, Mustafa und Mohammad,  
drei der vier Kinder der Familie Ali.

Geht es bald in eine bessere Zukunft? 

Nur geduldet: Hussein Ali schneidet seinem Sohn 
Mustafa die Haare.


